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Datum der Erstellung: Montag, 9. No-
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Datum der Erstellung: Montag, 9. No-
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Dieses Dokument enthält die nachfol-
gend gelisteten Normvorschriften. 

Dieses Dokument enthält die nachfol-
gend gelisteten Normvorschriften. 

Konvertierungsliste Konvertierungsliste 
u n v e r ä n d e r t  

Liste der Konvertierungen im Format 
"Dateiname: Titel der Vorschrift" 

 

1. UVG: Gesetz zur Sicherung des Unter-
halts von Kindern alleinstehender Müt-
ter und Väter durch Unterhaltsvor-
schüsse oder -ausfallleistungen 

 

2. StVG: Straßenverkehrsgesetz  

3. FeV: Verordnung über die Zulassung 
von Personen zum Straßenverkehr 

 

4. ZPO: Zivilprozessordnung  
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Gesetz zur Sicherung des Un-
terhalts von Kindern alleinste-
hender Mütter und Väter durch 
Unterhaltsvorschüsse oder -

ausfallleistungen 

Gesetz zur Sicherung des Un-
terhalts von Kindern alleinste-
hender Mütter und Väter durch 
Unterhaltsvorschüsse oder -

ausfallleistungen 

(Unterhaltsvorschussgesetz - 
UhVorschG) 

vom: 23.07.1979 - zuletzt geän-
dert durch Art. 44 G v. 

2.12.2024 I Nr. 387 

(Unterhaltsvorschussgesetz - 
UhVorschG) 

vom: 23.07.1979 - zuletzt geän-
dert durch Art. 44 G v. 

2.12.2024 I Nr. 387 

§ 1 § 1 

Berechtigte Berechtigte 

(1) Anspruch auf Unterhaltsvorschuss 
oder -ausfallleistung nach diesem Gesetz 
(Unterhaltsleistung) hat, wer  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. das zwölfte Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, 

 

2. im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
bei einem seiner Elternteile lebt, der le-
dig, verwitwet oder geschieden ist oder 
von seinem Ehegatten oder Lebens-
partner dauernd getrennt lebt, und 

 

3. nicht oder nicht regelmäßig  

a) Unterhalt von dem anderen Eltern-
teil oder, 

 

b) wenn dieser oder ein Stiefelternteil 
gestorben ist, Waisenbezüge 

 

mindestens in der in § 2 Abs. 1 und 2 
bezeichneten Höhe erhält. 

 

(1a) Über Absatz 1 Nummer 1 hinaus 
besteht Anspruch auf Unterhaltsleistung bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres des 
Kindes, wenn  

(1a) Über Absatz 1 Nummer 1 hinaus 
besteht Anspruch auf Unterhaltsleistung bis 
zur Vollendung des 18. Lebensjahres des 
Kindes, wenn  
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1. das Kind keine Leistungen nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch be-
zieht oder durch die Unterhaltsleistung 
die Hilfebedürftigkeit des Kindes nach 
§ 9 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch vermieden werden kann oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Elternteil nach Absatz 1 Nummer 2 
mit Ausnahme des Kindergeldes über 
Einkommen im Sinne des § 11 Absatz 
1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch in Höhe von mindestens 600 
Euro verfügt, wobei Beträge nach § 
11b des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch nicht abzusetzen sind. 

2. der Elternteil nach Absatz 1 Nummer 2 
mit Ausnahme des Kindergeldes über 
Einkommen im Sinne des § 11 Absatz 
1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch in Höhe von mindestens 
105% des als Geringfügigkeits-
grenze nach § 8 Absatz 1a des Vier-
ten Buches Sozialgesetzbuch fest-
gelegten Betrags verfügt, wobei Be-
träge nach § 11b des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch nicht abzusetzen 
sind. 

Für die Feststellung der Vermeidung der 
Hilfebedürftigkeit und der Höhe des Ein-
kommens nach Satz 1 ist der für den Mo-
nat der Vollendung des zwölften Lebens-
jahres, bei späterer Antragstellung der für 
diesen Monat und bei Überprüfung zu ei-
nem späteren Zeitpunkt der für diesen Mo-
nat zuletzt bekanntgegebene Bescheid des 
Jobcenters zugrunde zu legen. Die jewei-
lige Feststellung wirkt für die Zeit von dem 
jeweiligen Monat bis einschließlich des Mo-
nats der nächsten Überprüfung. 

Für die Feststellung der Vermeidung der 
Hilfebedürftigkeit und der Höhe des Ein-
kommens nach Satz 1 ist der für den Mo-
nat der Vollendung des zwölften Lebens-
jahres, bei späterer Antragstellung der für 
diesen Monat und bei Überprüfung zu ei-
nem späteren Zeitpunkt der für diesen Mo-
nat zuletzt bekanntgegebene Bescheid des 
Jobcenters zugrunde zu legen. Die jewei-
lige Feststellung wirkt für die Zeit von dem 
jeweiligen Monat bis einschließlich des Mo-
nats der nächsten Überprüfung. 

(2) Ein Elternteil, bei dem das Kind 
lebt, gilt als dauernd getrennt lebend im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 2, wenn im Ver-
hältnis zum Ehegatten oder Lebenspartner 
ein Getrenntleben im Sinne des § 1567 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt oder 
wenn sein Ehegatte oder Lebenspartner 
wegen Krankheit oder Behinderung oder 
auf Grund gerichtlicher Anordnung für vo-
raussichtlich wenigstens sechs Monate in 
einer Anstalt untergebracht ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(2a) Ein nicht freizügigkeitsbe-
rechtigter Ausländer hat einen Anspruch 
nach Absatz 1 oder Absatz 1a nur, wenn er 
oder sein Elternteil nach Absatz 1 Nummer 
2  

(2a) u n v e r ä n d e r t  

1. eine Niederlassungserlaubnis oder 
eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-
EU besitzt, 
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2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, 
eine Mobiler-ICT-Karte oder eine Auf-
enthaltserlaubnis besitzt, die für einen 
Zeitraum von mindestens sechs Mona-
ten zur Ausübung einer Erwerbstätig-
keit berechtigen oder berechtigt haben 
oder diese erlauben, es sei denn, die 
Aufenthaltserlaubnis wurde  

 

a) nach § 16e des Aufenthaltsgeset-
zes zu Ausbildungszwecken, nach 
§ 19c Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes zum Zweck der Beschäfti-
gung als Au-Pair oder zum Zweck 
der Saisonbeschäftigung, nach § 
19e des Aufenthaltsgesetzes zum 
Zweck der Teilnahme an einem 
Europäischen Freiwilligendienst 
oder nach § 20a Absatz 5 Satz 1 
des Aufenthaltsgesetzes zur Su-
che nach einer Erwerbstätigkeit 
oder nach Maßnahmen zur Aner-
kennung ausländischer Berufsqua-
lifikationen erteilt, 

 

b) nach § 16b des Aufenthaltsgeset-
zes zum Zweck eines Studiums, 
nach § 16d des Aufenthaltsgeset-
zes für Maßnahmen zur Anerken-
nung ausländischer Berufsqualifi-
kationen, nach § 20 des Aufent-
haltsgesetzes zur Suche nach ei-
ner Erwerbstätigkeit oder nach § 
20a Absatz 5 Satz 2 des Aufent-
haltsgesetzes zur Suche nach ei-
ner Erwerbstätigkeit oder nach 
Maßnahmen zur Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifikatio-
nen erteilt und er ist weder er-
werbstätig noch nimmt er Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes oder 
laufende Geldleistungen nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch in 
Anspruch, 

 

c) nach § 23 Absatz 1 des Aufent-
haltsgesetzes wegen eines Krie-
ges in seinem Heimatland oder 
nach den § 23a oder § 25 Absatz 
3 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes 
erteilt, 
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3. eine in Nummer 2 Buchstabe c ge-
nannte Aufenthaltserlaubnis besitzt 
und im Bundesgebiet berechtigt er-
werbstätig ist oder Elternzeit nach § 15 
des Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetzes oder laufende Geldleistungen 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch in Anspruch nimmt, 

 

4. eine in Nummer 2 Buchstabe c ge-
nannte Aufenthaltserlaubnis besitzt 
und sich seit mindestens 15 Monaten 
erlaubt, gestattet oder geduldet im 
Bundesgebiet aufhält oder 

 

5. eine Beschäftigungsduldung gemäß § 
60d in Verbindung mit § 60a Absatz 2 
Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes be-
sitzt. 

 

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 erste 
Alternative ist ein minderjähriger nicht frei-
zügigkeitsberechtigter Ausländer unabhän-
gig von einer Erwerbstätigkeit anspruchs-
berechtigt. 

 

(3) Anspruch auf Unterhaltsleistung 
nach diesem Gesetz besteht nicht, wenn 
der in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Elternteil 
mit dem anderen Elternteil zusammenlebt 
oder sich weigert, die Auskünfte, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlich 
sind, zu erteilen oder bei der Feststellung 
der Vaterschaft oder des Aufenthalts des 
anderen Elternteils mitzuwirken. 

(3) Anspruch auf Unterhaltsleistung 
nach diesem Gesetz besteht nicht, wenn 

 1. der andere Elternteil nicht feststeht, 

 2. der in Absatz 1 Nummer 2 bezeich-
nete Elternteil mit dem anderen El-
ternteil zusammenlebt oder 

 3. der in Absatz 1 Nummer 2 bezeich-
nete Elternteil sich weigert, die Aus-
künfte, die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlich sind, zu ertei-
len oder bei der Feststellung des 
Aufenthalts des anderen Elternteils 
mitzuwirken. 
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 Satz 1 Nummer 1 findet keine Anwen-
dung, wenn die Zeugung des Kindes 
Folge einer Tat nach § 177 Strafgesetz-
buch ist oder wenn eine Feststellung 
des anderen Elternteils dem in Absatz 1 
Nummer 2 bezeichneten Elternteil auf-
grund von häuslicher Gewalt nicht zu-
mutbar ist. In den Fällen nach Satz 2 be-
steht der Anspruch auf Unterhaltsleis-
tung nach diesem Gesetz nicht, wenn 
der in Absatz 1 Nummer 2 bezeichnete 
Elternteil sich weigert, im Rahmen des 
Möglichen und Zumutbaren an der Fest-
stellung des anderen Elternteils mitzu-
wirken. 

(4) Anspruch auf Unterhaltsleistung 
nach diesem Gesetz besteht nicht für Mo-
nate, für die der andere Elternteil seine Un-
terhaltspflicht gegenüber dem Berechtigten 
durch Vorausleistung erfüllt hat. Soweit der 
Bedarf eines Kindes durch Leistungen 
nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch 
gedeckt ist, besteht kein Anspruch auf Un-
terhaltsleistung nach diesem Gesetz. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

 (5) Anspruch auf Unterhaltsleis-
tung nach diesem Gesetz besteht nicht, 
wenn der in Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete 
Elternteil im letzten abgeschlossenen 
Veranlagungszeitraum ein zu versteu-
erndes Einkommen nach § 2 Absatz 5 
des Einkommensteuergesetzes von 
mehr als 40 000 Euro erzielt hat. Für je-
des weitere Kind dieses Elternteils, das 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 bei ihm 
lebt und das nach den Absätzen 1 bis 4 
Anspruch auf Unterhaltsleistung nach 
diesem Gesetz hat, erhöht sich der in 
Satz 1 genannte Betrag um jeweils 10 
000 Euro. 
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§ 6 § 6 

Auskunfts- und Anzeigepflicht Auskunfts- und Anzeigepflicht 

(1) Der Elternteil, bei dem der Berech-
tigte nicht lebt, ist verpflichtet, der zuständi-
gen Stelle auf Verlangen die Auskünfte zu 
erteilen, die zur Durchführung dieses Ge-
setzes erforderlich sind. Der Elternteil muss 
insbesondere darlegen, dass er seiner auf-
grund der Minderjährigkeit des Berechtig-
ten erhöhten Leistungsverpflichtung voll-
ständig nachkommt. 

(1) Der Elternteil, bei dem der Berech-
tigte nicht lebt, ist verpflichtet, der zuständi-
gen Stelle auf Verlangen die Auskünfte zu 
erteilen, die zur Durchführung dieses Ge-
setzes erforderlich sind. Der Elternteil muss 
insbesondere darlegen, dass er seiner auf-
grund der Minderjährigkeit des Berechtig-
ten erhöhten Leistungsverpflichtung voll-
ständig nachkommt. Der Elternteil hat auf 
Verlangen der zuständigen Stelle zur Er-
teilung oder zur mündlichen Erörterung 
der Auskünfte nach Satz 1 persönlich zu 
erscheinen. Die zuständige Stelle kann 
die Auskünfte nach Satz 1 und 2 und 
das Erscheinen nach Satz 3 jederzeit 
verlangen. 

(2) Der Arbeitgeber des in Absatz 1 
bezeichneten Elternteils ist verpflichtet, der 
zuständigen Stelle auf Verlangen über die 
Art und Dauer der Beschäftigung, die Ar-
beitsstätte und den Arbeitsverdienst des in 
Absatz 1 bezeichneten Elternteils Auskunft 
zu geben, soweit die Durchführung dieses 
Gesetzes es erfordert. Versicherungsunter-
nehmen sind auf Verlangen der zuständi-
gen Stellen zu Auskünften über den Woh-
nort und über die Höhe von Einkünften des 
in Absatz 1 bezeichneten Elternteils ver-
pflichtet, soweit die Durchführung dieses 
Gesetzes es erfordert. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 
zur Erteilung einer Auskunft Verpflichteten 
können die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung sie selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
der Zivilprozessordnung bezeichneten An-
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten ausset-
zen würde. 

(3) u n v e r ä n d e r t  



 - 7 - Bearbeitungsstand: 12.11.2026  15:45 

Bestandsrecht Neues Recht 

(4) Der Elternteil, bei dem der Berech-
tigte lebt, und der gesetzliche Vertreter des 
Berechtigten sind verpflichtet, der zuständi-
gen Stelle die Änderungen in den Verhält-
nissen, die für die Leistung erheblich sind 
oder über die im Zusammenhang mit der 
Leistung Erklärungen abgegeben worden 
sind, unverzüglich mitzuteilen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die nach § 69 des Zehnten Bu-
ches Sozialgesetzbuch zur Auskunft befug-
ten Sozialleistungsträger und anderen Stel-
len sowie die Finanzämter sind verpflichtet, 
der zuständigen Stelle auf Verlangen Aus-
künfte über den Wohnort, den Arbeitgeber 
und die Höhe der Einkünfte des in Absatz 1 
bezeichneten Elternteils zu erteilen, soweit 
die Durchführung dieses Gesetzes es er-
fordert. Zur Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Buch dürfen die zuständigen Stel-
len Auskunft aus dem Ausländerzentralre-
gister einholen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die zuständigen Stellen dürfen 
das Bundeszentralamt für Steuern ersu-
chen, bei den Kreditinstituten die in § 93b 
Absatz 1 der Abgabenordnung bezeichne-
ten Daten abzurufen, soweit die Durchfüh-
rung des § 7 dies erfordert und ein vorheri-
ges Auskunftsersuchen an den in Absatz 1 
bezeichneten Elternteil nicht zum Ziel ge-
führt hat oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 
Absatz 8 Satz 2 der Abgabenordnung). 

(6) Die zuständigen Stellen dürfen 
das Bundeszentralamt für Steuern ersu-
chen, bei den Kreditinstituten die in § 93b 
Absatz 1 der Abgabenordnung bezeichne-
ten Daten abzurufen, soweit die Durchfüh-
rung des § 7 dies erfordert und ein vorheri-
ges Auskunftsersuchen an den in Absatz 1 
bezeichneten Elternteil nicht zum Ziel ge-
führt hat oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 
Absatz 8 Satz 3 der Abgabenordnung). 

(7) Die zuständige Stelle ist auf An-
trag des Elternteils, bei dem der Berech-
tigte lebt, nach Maßgabe des § 74 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des Zehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch verpflichtet, 
ihm die in den Absätzen 1, 2 und 6 ge-
nannten Auskünfte zu übermitteln. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

§ 10 § 10 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  
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1. entgegen § 6 Abs. 1 oder 2 auf Verlan-
gen eine Auskunft nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht innerhalb 
der von der zuständigen Stelle gesetz-
ten Frist erteilt oder 

1. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 1 und 2 
oder Absatz 2 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt oder 

2. entgegen § 6 Abs. 4 eine Änderung in 
den dort bezeichneten Verhältnissen 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
unverzüglich mitteilt. 

2. entgegen § 6 Absatz 4 eine Mitteilung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu zweitausend Euro 
geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist die durch Landes-
recht bestimmte Stelle. 

(3) Wird gegen den in § 6 Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Elternteil wegen ei-
ner vorsätzlich begangenen Ordnungs-
widrigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 eine 
Geldbuße festgesetzt, so kann ihm die 
Verwaltungsbehörde oder das Gericht in 
der Bußgeldentscheidung für die Dauer 
von einem Monat bis zu drei Monaten 
verbieten, im Straßenverkehr Kraftfahr-
zeuge jeder oder einer bestimmten Art 
zu führen, wenn 

 1. der Betroffene die Ordnungswidrig-
keit vor Ablauf von zwei Jahren 
nach Eintritt der Rechtskraft der 
Festsetzung einer Geldbuße gegen 
ihn wegen einer vorsätzlich began-
genen Ordnungswidrigkeit nach Ab-
satz 1 Nummer 1 begangen hat und 

 2. die Anordnung des Fahrverbots zur 
Einwirkung auf ihn erforderlich er-
scheint. 

 § 25 Absatz 2 bis 6 und 9 des Straßen-
verkehrsgesetzes ist anzuwenden. 
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§ 11 § 11 

Übergangsvorschriften Übergangsvorschriften 

(1) § 1 Abs. 2a in der am 19. Dezem-
ber 2006 geltenden Fassung ist in Fällen, 
in denen die Entscheidung über den An-
spruch auf Unterhaltsvorschuss für Monate 
in dem Zeitraum zwischen dem 1. Januar 
1994 und dem 18. Dezember 2006 noch 
nicht bestandskräftig geworden ist, anzu-
wenden, wenn dies für den Antragsteller 
günstiger ist. In diesem Fall werden die 
Aufenthaltsgenehmigungen nach dem Aus-
ländergesetz den Aufenthaltstiteln nach 
dem Aufenthaltsgesetz entsprechend den 
Fortgeltungsregelungen in § 101 des Auf-
enthaltsgesetzes gleichgestellt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) § 1 Absatz 2a Satz 1 Nummer 1 
bis 4 in der Fassung des Artikels 38 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2451) ist für Entscheidungen anzuwen-
den, die Zeiträume betreffen, die nach dem 
29. Februar 2020 beginnen. § 1 Absatz 2a 
Satz 1 Nummer 5 in der Fassung des Arti-
kels 38 des Gesetzes vom 12. Dezember 
2019 (BGBl. I S. 2451) ist für Entscheidun-
gen anzuwenden, die Zeiträume betreffen, 
die nach dem 31. Dezember 2019 begin-
nen. § 1 Absatz 2a Satz 1 Nummer 2 Buch-
stabe c in der Fassung des Artikels 13 
Nummer 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 
(BGBl. I S. 760) ist für Entscheidungen an-
zuwenden, die Zeiträume betreffen, die 
nach dem 31. Mai 2022 beginnen. § 1 Ab-
satz 2a Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und 
b in der Fassung des Artikels 44 des Ge-
setzes vom 2. Dezember 2024 (BGBl. 2024 
I Nr. 387) ist für Entscheidungen anzuwen-
den, die Zeiträume betreffen, die nach dem 
31. Mai 2024 beginnen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 (3) § 1 Absatz 3 in der Fassung des 
Gesetzes vom […] ist anzuwenden, 
wenn der Antrag auf Zahlung von Unter-
haltsleistung im Sinne des § 9 Absatz 1 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
vom […] gestellt wurde. 
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Straßenverkehrsgesetz Straßenverkehrsgesetz 

( - StVG) 
vom: 03.05.1909 - zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 25.9.2026 

I Nr. 276 
Entfristung durch Art. 1 G v. 

3.12.2020 I 2667 ist berücksich-
tigt 

( - StVG) 
vom: 03.05.1909 - zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 25.9.2026 

I Nr. 276 
Entfristung durch Art. 1 G v. 

3.12.2020 I 2667 ist berücksich-
tigt 

§ 21 § 21 

Fahren ohne Fahrerlaubnis Fahren ohne Fahrerlaubnis 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

1. ein Kraftfahrzeug führt, obwohl er die 
dazu erforderliche Fahrerlaubnis nicht 
hat oder ihm das Führen des Fahr-
zeugs nach § 44 des Strafgesetzbuchs 
oder nach § 25 dieses Gesetzes ver-
boten ist, oder 

1. ein Kraftfahrzeug führt, obwohl er die 
dazu erforderliche Fahrerlaubnis nicht 
hat oder ihm das Führen des Fahr-
zeugs nach § 44 des Strafgesetz-
buchs, nach § 25 dieses Gesetzes 
oder nach § 10 Absatz 3 des Unter-
haltsvorschussgesetzes verboten ist, 
oder 

2. als Halter eines Kraftfahrzeugs anord-
net oder zulässt, dass jemand das 
Fahrzeug führt, der die dazu erforderli-
che Fahrerlaubnis nicht hat oder dem 
das Führen des Fahrzeugs nach § 44 
des Strafgesetzbuchs oder nach § 25 
dieses Gesetzes verboten ist. 

2. als Halter eines Kraftfahrzeugs anord-
net oder zulässt, dass jemand das 
Fahrzeug führt, der die dazu erforderli-
che Fahrerlaubnis nicht hat oder dem 
das Führen des Fahrzeugs nach § 44 
des Strafgesetzbuchs, nach § 25 die-
ses Gesetzes oder nach § 10 Absatz 
3 des Unterhaltsvorschussgesetzes 
verboten ist. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Ta-
gessätzen wird bestraft, wer  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. eine Tat nach Absatz 1 fahrlässig 
begeht, 
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2. vorsätzlich oder fahrlässig ein Kraft-
fahrzeug führt, obwohl der vorgeschrie-
bene Führerschein nach § 94 der 
Strafprozessordnung in Verwahrung 
genommen, sichergestellt oder be-
schlagnahmt ist, oder 

 

3. vorsätzlich oder fahrlässig als Halter 
eines Kraftfahrzeugs anordnet oder zu-
lässt, dass jemand das Fahrzeug führt, 
obwohl der vorgeschriebene Führer-
schein nach § 94 der Strafprozessord-
nung in Verwahrung genommen, si-
chergestellt oder beschlagnahmt ist. 

 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 kann 
das Kraftfahrzeug, auf das sich die Tat be-
zieht, eingezogen werden, wenn der Täter  

(3) In den Fällen des Absatzes 1 kann 
das Kraftfahrzeug, auf das sich die Tat be-
zieht, eingezogen werden, wenn der Täter  

1. das Fahrzeug geführt hat, obwohl ihm 
die Fahrerlaubnis entzogen oder das 
Führen des Fahrzeugs nach § 44 des 
Strafgesetzbuchs oder nach § 25 die-
ses Gesetzes verboten war oder ob-
wohl eine Sperre nach § 69a Abs. 1 
Satz 3 des Strafgesetzbuchs gegen ihn 
angeordnet war, 

1. das Fahrzeug geführt hat, obwohl ihm 
die Fahrerlaubnis entzogen oder das 
Führen des Fahrzeugs nach § 44 des 
Strafgesetzbuchs, nach § 25 dieses 
Gesetzes oder nach § 10 Absatz 3 
des Unterhaltsvorschussgesetzes 
verboten war oder obwohl eine Sperre 
nach § 69a Abs. 1 Satz 3 des Strafge-
setzbuchs gegen ihn angeordnet war, 

2. als Halter des Fahrzeugs angeordnet 
oder zugelassen hat, dass jemand das 
Fahrzeug führte, dem die Fahrerlaub-
nis entzogen oder das Führen des 
Fahrzeugs nach § 44 des Strafgesetz-
buchs oder nach § 25 dieses Gesetzes 
verboten war oder gegen den eine 
Sperre nach § 69a Abs. 1 Satz 3 des 
Strafgesetzbuchs angeordnet war, 
oder 

2. als Halter des Fahrzeugs angeordnet 
oder zugelassen hat, dass jemand das 
Fahrzeug führte, dem die Fahrerlaub-
nis entzogen oder das Führen des 
Fahrzeugs nach § 44 des Strafgesetz-
buchs, nach § 25 dieses Gesetzes 
oder nach § 10 Absatz 3 des Unter-
haltsvorschussgesetzes verboten 
war oder gegen den eine Sperre nach 
§ 69a Abs. 1 Satz 3 des Strafgesetz-
buchs angeordnet war, oder 

3. in den letzten drei Jahren vor der Tat 
schon einmal wegen einer Tat nach 
Absatz 1 verurteilt worden ist. 

3. u n v e r ä n d e r t  
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§ 28 § 28 

Führung und Inhalt des Fahreignungsre-
gisters 

Führung und Inhalt des Fahreignungsre-
gisters 

(1) Das Kraftfahrt-Bundesamt führt 
das Fahreignungsregister nach den Vor-
schriften dieses Abschnitts. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Fahreignungsregister wird ge-
führt zur Speicherung von Daten, die erfor-
derlich sind  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. für die Beurteilung der Eignung und 
der Befähigung von Personen zum 
Führen von Kraftfahrzeugen oder zum 
Begleiten eines Kraftfahrzeugführers 
entsprechend einer nach § 6e Abs. 1 
erlassenen Rechtsverordnung, 

 

2. für die Prüfung der Berechtigung zum 
Führen von Fahrzeugen, 

 

3. für die Ahndung der Verstöße von Per-
sonen, die wiederholt Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten, die im Zusam-
menhang mit dem Straßenverkehr ste-
hen, begehen oder 

 

4. für die Beurteilung von Personen im 
Hinblick auf ihre Zuverlässigkeit bei der 
Wahrnehmung der ihnen durch Ge-
setz, Satzung oder Vertrag übertrage-
nen Verantwortung für die Einhaltung 
der zur Sicherheit im Straßenverkehr 
bestehenden Vorschriften. 

 

(3) Im Fahreignungsregister werden 
Daten gespeichert über  

(3) Im Fahreignungsregister werden 
Daten gespeichert über  

1. rechtskräftige Entscheidungen der 
Strafgerichte wegen einer Straftat, die 
in der Rechtsverordnung nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 bezeichnet ist, 
soweit sie auf Strafe, Verwarnung mit 
Strafvorbehalt erkennen oder einen 
Schuldspruch enthalten, 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. rechtskräftige Entscheidungen der 
Strafgerichte, die die Entziehung der 
Fahrerlaubnis, eine isolierte Sperre 
oder ein Fahrverbot anordnen, sofern 
sie nicht von Nummer 1 erfasst sind, 
sowie Entscheidungen der Strafge-
richte, die die vorläufige Entziehung 
der Fahrerlaubnis anordnen, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. rechtskräftige Entscheidungen wegen 
einer Ordnungswidrigkeit  

3. rechtskräftige Entscheidungen wegen 
einer Ordnungswidrigkeit  

a) nach den § 24 Absatz 1, § 24a 
oder § 24c, soweit sie in der 
Rechtsverordnung nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 bezeich-
net ist und gegen die betroffene 
Person  

a) u n v e r ä n d e r t  

aa) ein Fahrverbot nach § 25 an-
geordnet worden ist oder 

 

bb) eine Geldbuße von mindes-
tens sechzig Euro festgesetzt 
worden ist und § 28a nichts 
anderes bestimmt, 

 

b) nach den § 24 Absatz 1, § 24a 
oder § 24c, soweit kein Fall des 
Buchstaben a vorliegt und ein 
Fahrverbot angeordnet worden ist, 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) nach § 10 des Gefahrgutbeförde-
rungsgesetzes, soweit sie in der 
Rechtsverordnung nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 bezeich-
net ist, 

c) u n v e r ä n d e r t  

 d) nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 
des Unterhaltsvorschussgeset-
zes, soweit gegen die betroffene 
Person ein Fahrverbot nach § 10 
Absatz 3 des Unterhaltsvor-
schussgesetzes angeordnet 
worden ist, 

4. unanfechtbare oder sofort vollziehbare 
Verbote oder Beschränkungen, ein 
fahrerlaubnisfreies Fahrzeug zu füh-
ren, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. unanfechtbare Versagungen einer 
Fahrerlaubnis, 

5. u n v e r ä n d e r t  
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6. unanfechtbare oder sofort vollziehbare  6. u n v e r ä n d e r t  

a) Entziehungen, Widerrufe oder 
Rücknahmen einer Fahrerlaubnis, 

 

b) Feststellungen über die fehlende 
Berechtigung, von einer ausländi-
schen Fahrerlaubnis im Inland Ge-
brauch zu machen, 

 

7. Verzichte auf die Fahrerlaubnis, 7. u n v e r ä n d e r t  

8. unanfechtbare Ablehnungen eines An-
trags auf Verlängerung der Geltungs-
dauer einer Fahrerlaubnis, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. die Beschlagnahme, Sicherstellung 
oder Verwahrung von Führerscheinen 
nach § 94 der Strafprozessordnung, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. (weggefallen) 10. u n v e r ä n d e r t  

11. Maßnahmen der Fahrerlaubnisbehörde 
nach § 2a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 
und § 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 und 2, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. die Teilnahme an einem Aufbausemi-
nar, an einem besonderen Aufbause-
minar und an einer verkehrspsycholo-
gischen Beratung, soweit dies für die 
Anwendung der Regelungen der Fahr-
erlaubnis auf Probe (§ 2a) erforderlich 
ist, 

12. u n v e r ä n d e r t  

13. die Teilnahme an einem Fahreignungs-
seminar, soweit dies für die Anwen-
dung der Regelungen des Fahreig-
nungs-Bewertungssystems (§ 4) erfor-
derlich ist, 

13. u n v e r ä n d e r t  

14. Entscheidungen oder Änderungen, die 
sich auf eine der in den Nummern 1 bis 
13 genannten Eintragungen beziehen. 

14. u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Gerichte, Staatsanwaltschaf-
ten und anderen Behörden teilen dem 
Kraftfahrt-Bundesamt unverzüglich die 
nach Absatz 3 zu speichernden oder zu ei-
ner Änderung oder Löschung einer Eintra-
gung führenden Daten mit. Die Datenüber-
mittlung nach Satz 1 kann auch im Wege 
der Datenfernübertragung durch Direktein-
stellung unter Beachtung des § 30a Absatz 
2 bis 4 erfolgen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Bei Zweifeln an der Identität einer 
eingetragenen Person mit der Person, auf 
die sich eine Mitteilung nach Absatz 4 be-
zieht, dürfen die Datenbestände des Zent-
ralen Fahrerlaubnisregisters und des Zent-
ralen Fahrzeugregisters zur Identifizierung 
dieser Personen verwendet werden. Ist die 
Feststellung der Identität der betreffenden 
Personen auf diese Weise nicht möglich, 
dürfen die auf Anfrage aus den Melderegis-
tern übermittelten Daten zur Behebung der 
Zweifel verwendet werden. Die Zulässigkeit 
der Übermittlung durch die Meldebehörden 
richtet sich nach den Meldegesetzen der 
Länder. Können die Zweifel an der Identität 
der betreffenden Personen nicht ausge-
räumt werden, werden die Eintragungen 
über beide Personen mit einem Hinweis 
auf die Zweifel an deren Identität versehen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die regelmäßige Verwendung der 
auf Grund des § 50 Abs. 1 im Zentralen 
Fahrerlaubnisregister gespeicherten Daten 
ist zulässig, um Fehler und Abweichungen 
bei den Personendaten sowie den Daten 
über Fahrerlaubnisse und Führerscheine 
der betreffenden Person im Fahreignungs-
register festzustellen und zu beseitigen und 
um das Fahreignungsregister zu vervoll-
ständigen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 30 § 30 

Übermittlung Übermittlung 

(1) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen an die Stellen, die  

(1) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen an die Stellen, die  

1. für die Verfolgung von Straftaten, zur 
Vollstreckung oder zum Vollzug von 
Strafen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. für die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten und die Vollstreckung von Buß-
geldbescheiden und ihren Nebenfolgen 
nach diesem Gesetz und dem Gesetz 
über das Fahrpersonal im Straßenver-
kehr oder 

2. für die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten und die Vollstreckung von Buß-
geldbescheiden und ihren Nebenfolgen 
nach diesem Gesetz, dem Gesetz über 
das Fahrpersonal im Straßenverkehr 
und nach § 10 Absatz 3 des Unter-
haltsvorschussgesetzes oder 
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3. für Verwaltungsmaßnahmen auf Grund 
dieses Gesetzes oder der auf ihm be-
ruhenden Rechtsvorschriften 

3. u n v e r ä n d e r t  

zuständig sind, übermittelt werden, soweit 
dies für die Erfüllung der diesen Stellen ob-
liegenden Aufgaben zu den in § 28 Abs. 2 
genannten Zwecken jeweils erforderlich ist. 

zuständig sind, übermittelt werden, soweit 
dies für die Erfüllung der diesen Stellen ob-
liegenden Aufgaben zu den in § 28 Abs. 2 
genannten Zwecken jeweils erforderlich ist. 

(2) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen an die Stellen, die für 
Verwaltungsmaßnahmen auf Grund des 
Gesetzes über die Beförderung gefährli-
cher Güter, des Kraftfahrsachverständigen-
gesetzes, des Fahrlehrergesetzes, des 
Personenbeförderungsgesetzes, der ge-
setzlichen Bestimmungen über die Notfall-
rettung und den Krankentransport, des Gü-
terkraftverkehrsgesetzes einschließlich der 
Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates 
vom 26. März 1992 über den Zugang zum 
Güterkraftverkehrsmarkt in der Gemein-
schaft für Beförderungen aus oder nach ei-
nem Mitgliedstaat oder durch einen oder 
mehrere Mitgliedstaaten (ABl. EG Nr. L 95 
S. 1), des Gesetzes über das Fahrpersonal 
im Straßenverkehr oder der auf Grund die-
ser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften 
zuständig sind, übermittelt werden, soweit 
dies für die Erfüllung der diesen Stellen ob-
liegenden Aufgaben zu den in § 28 Abs. 2 
Nr. 2 und 4 genannten Zwecken jeweils er-
forderlich ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen an die für Verkehrs- 
und Grenzkontrollen zuständigen Stellen 
übermittelt werden, soweit dies zu dem in § 
28 Abs. 2 Nr. 2 genannten Zweck erforder-
lich ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen außerdem für die Er-
teilung, Verlängerung, Erneuerung, Rück-
nahme oder den Widerruf einer Erlaubnis 
für Luftfahrer oder sonstiges Luftfahrperso-
nal nach den Vorschriften des Luftver-
kehrsgesetzes oder der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
an die hierfür zuständigen Stellen übermit-
telt werden, soweit dies für die genannten 
Maßnahmen erforderlich ist. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(4a) Die Eintragungen im Fahr-
eignungsregister dürfen außerdem an die 
hierfür zuständigen Stellen übermittelt wer-
den für die Erteilung, den Entzug oder das 
Anordnen des Ruhens von Befähigungs-
zeugnissen und Erlaubnissen für Kapitäne, 
Schiffsoffiziere oder sonstige Seeleute 
nach den Vorschriften des Seeaufgabenge-
setzes und für Schiffs- und Sportbootführer 
und sonstige Besatzungsmitglieder nach 
dem Seeaufgabengesetz oder dem Bin-
nenschifffahrtsaufgabengesetz oder der 
aufgrund dieser Gesetze erlassenen 
Rechtsvorschriften, soweit dies für die ge-
nannten Maßnahmen erforderlich ist. 

(4a) u n v e r ä n d e r t  

(4b) Die Eintragungen im Fahr-
eignungsregister dürfen außerdem für die 
Erteilung, Aussetzung, Einschränkung und 
Entziehung des Triebfahrzeugführer-
scheins auf Grund des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes oder der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
an die hierfür zuständigen Stellen übermit-
telt werden, soweit die Eintragungen für die 
dortige Prüfung der Voraussetzungen für 
die Erteilung, Aussetzung, Einschränkung 
und Entziehung des Triebfahrzeugführer-
scheins erforderlich sind. 

(4b) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen für die wissenschaftli-
che Forschung entsprechend § 38 und für 
statistische Zwecke entsprechend § 38a 
übermittelt und verwendet werden. Zur Vor-
bereitung von Rechts- und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet 
des Straßenverkehrs dürfen die Eintragun-
gen entsprechend § 38b übermittelt und 
verwendet werden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Der Empfänger darf die übermittel-
ten Daten nur zu dem Zweck verarbeiten, 
zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt 
worden sind. Der Empfänger darf die über-
mittelten Daten auch für andere Zwecke 
verarbeiten, soweit sie ihm auch für diese 
Zwecke hätten übermittelt werden dürfen. 
Ist der Empfänger eine nichtöffentliche 
Stelle, hat die übermittelnde Stelle ihn da-
rauf hinzuweisen. Eine Verarbeitung für an-
dere Zwecke durch nichtöffentliche Stellen 
bedarf der Zustimmung der übermittelnden 
Stelle. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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(7) Die Eintragungen im Fahreig-
nungsregister dürfen an die zuständigen 
Stellen anderer Staaten übermittelt werden, 
soweit dies  

(7) u n v e r ä n d e r t  

1. für Verwaltungsmaßnahmen auf dem 
Gebiet des Straßenverkehrs, 

 

2. zur Verfolgung von Zuwiderhandlun-
gen gegen Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet des Straßenverkehrs oder 

 

3. zur Verfolgung von Straftaten, die im 
Zusammenhang mit dem Straßenver-
kehr oder sonst mit Kraftfahrzeugen, 
Anhängern oder Fahrzeugpapieren, 
Fahrerlaubnissen oder Führerscheinen 
stehen, 

 

erforderlich ist. Der Empfänger ist darauf 
hinzuweisen, dass die übermittelten Daten 
nur zu dem Zweck verarbeitet werden dür-
fen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt 
werden. Die Übermittlung unterbleibt, wenn 
durch sie schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person beeinträchtigt würden, 
insbesondere wenn im Empfängerland ein 
angemessener Datenschutzstandard nicht 
gewährleistet ist. 

 

(8) Der betroffenen Person wird auf 
Antrag schriftlich über den sie betreffenden 
Inhalt des Fahreignungsregisters und über 
die Anzahl der Punkte unentgeltlich Aus-
kunft erteilt. Der Antragsteller hat dem An-
trag einen Identitätsnachweis beizufügen 
und den Antrag, wenn er schriftlich gestellt 
wird, eigenhändig zu unterschreiben. Die 
Auskunft kann elektronisch erteilt werden, 
wenn der Antrag unter Nutzung des elekt-
ronischen Identitätsnachweises nach § 18 
des Personalausweisgesetzes, nach § 12 
des eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes gestellt 
wird. Hinsichtlich der Protokollierung gilt § 
30a Absatz 3 entsprechend. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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(9) Übermittlungen von Daten aus 
dem Fahreignungsregister sind nur auf Er-
suchen zulässig, es sei denn, auf Grund 
besonderer Rechtsvorschrift wird bestimmt, 
dass die Registerbehörde bestimmte Daten 
von Amts wegen zu übermitteln hat. Die 
Verantwortung für die Zulässigkeit der 
Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. 
Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen des 
Empfängers, trägt dieser die Verantwor-
tung. In diesem Fall prüft die übermittelnde 
Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen 
im Rahmen der Aufgaben des Empfängers 
liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass 
zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermitt-
lung besteht. Begründet sich der beson-
dere Anlass nach Satz 4 in Zweifeln an der 
Identität einer Person, auf die sich ein Er-
suchen auf Datenübermittlung bezieht, gilt 
§ 28 Absatz 5 Satz 1 bis 3 entsprechend. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Die Eintragungen über rechtskräf-
tige oder unanfechtbare Entscheidungen 
nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 und 6, 
in denen Inhabern ausländischer Fahrer-
laubnisse die Fahrerlaubnis entzogen oder 
ein Fahrverbot angeordnet wird oder die 
fehlende Berechtigung von der Fahrerlaub-
nis im Inland Gebrauch zu machen festge-
stellt wird, werden vom Kraftfahrt-Bundes-
amt an die zuständigen Stellen der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union oder 
der Vertragsstaaten des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum über-
mittelt, um ihnen die Einleitung eigener 
Maßnahmen zu ermöglichen. Der Umfang 
der zu übermittelnden Daten wird durch 
Rechtsverordnung bestimmt (§ 30c Absatz 
1 Nummer 3). 

(10) u n v e r ä n d e r t  
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Verordnung über die Zulassung 
von Personen zum Straßenver-

kehr 

Verordnung über die Zulassung 
von Personen zum Straßenver-

kehr 

(Fahrerlaubnis-Verordnung - 
FeV) 

vom: 13.12.2010 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 3 V v. 12.8.2026 I 

Nr. 236 

(Fahrerlaubnis-Verordnung - 
FeV) 

vom: 13.12.2010 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 3 V v. 12.8.2026 I 

Nr. 236 

§ 60 § 60 

Übermittlung von Daten nach § 30 des 
Straßenverkehrsgesetzes 

Übermittlung von Daten nach § 30 des 
Straßenverkehrsgesetzes 

(1) Für Maßnahmen wegen Straftaten 
oder Ordnungswidrigkeiten werden gemäß 
§ 30 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Stra-
ßenverkehrsgesetzes die auf Grund des § 
28 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 des Straßen-
verkehrsgesetzes nach § 59 Absatz 1 die-
ser Verordnung gespeicherten Daten und – 
soweit Kenntnis über den Besitz von Fahr-
erlaubnissen und Führerscheinen sowie 
über die Berechtigung zum Führen von 
Kraftfahrzeugen erforderlich ist – die auf 
Grund des § 28 Absatz 3 Nummer 1 bis 9 
des Straßenverkehrsgesetzes nach § 59 
Absatz 1 dieser Verordnung gespeicherten 
Daten übermittelt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Für Verwaltungsmaßnahmen nach 
dem Straßenverkehrsgesetz oder dieser 
Verordnung werden gemäß § 30 Absatz 1 
Nummer 3 des Straßenverkehrsgesetzes 
die auf Grund des § 28 Absatz 3 des Stra-
ßenverkehrsgesetzes nach § 59 Absatz 1 
dieser Verordnung gespeicherten Daten 
übermittelt. Für Verwaltungsmaßnahmen 
nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung wegen der Zustimmung der zu-
ständigen Behörden zur Betrauung mit der 
Durchführung der Untersuchungen nach § 
29 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung (Nummer 3.7 der Anlage VIIIb der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung) 
werden gemäß § 30 Absatz 1 Nummer 3 
des Straßenverkehrsgesetzes die auf 
Grund des § 28 Absatz 3 Nummer 1 bis 9 
des Straßenverkehrsgesetzes nach § 59 
Absatz 1 dieser Verordnung gespeicherten 
Daten übermittelt. Für Verwaltungsmaß-
nahmen nach der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung wegen  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. der Anerkennung von Kraftfahrzeug-
werkstätten zur Durchführung von Si-
cherheitsprüfungen nach Anlage VIIIc 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung, 

 

2. der Anerkennung von Überwachungs-
organisationen nach Anlage VIIIb der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung, 

 

3. der Anerkennung von Kraftfahrzeug-
werkstätten zur Durchführung von Ab-
gasuntersuchungen nach Anlage VIIIc 
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung und für die Zuteilung von roten 
Kennzeichen nach § 41 Absatz 4 oder 
§ 43 der Fahrzeug-Zulassungsverord-
nung 

 

werden gemäß § 30 Absatz 1 Nummer 3 
des Straßenverkehrsgesetzes die auf 
Grund des § 28 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 
des Straßenverkehrsgesetzes nach § 59 
Absatz 1 dieser Verordnung gespeicherten 
Daten übermittelt. 

 

(3) Für Verwaltungsmaßnahmen  (3) u n v e r ä n d e r t  
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1. nach dem Fahrlehrergesetz oder den 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften, 

 

2. nach dem Kraftfahrsachverständigen-
gesetz oder den auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsvorschriften, 

 

3. nach dem Gesetz über das Fahrperso-
nal im Straßenverkehr oder den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften 

 

werden gemäß § 30 Absatz 2 des Straßen-
verkehrsgesetzes die auf Grund des § 28 
Absatz 3 Nummer 1 bis 9 des Straßenver-
kehrsgesetzes nach § 59 Absatz 1 – für 
Verwaltungsmaßnahmen nach Nummer 1 
zusätzlich nach § 59 Absatz 2 – dieser Ver-
ordnung gespeicherten Daten übermittelt. 
Für Verwaltungsmaßnahmen  

 

1. auf Grund der gesetzlichen Bestim-
mungen über die Notfallrettung und 
den Krankentransport, 

 

2. nach dem Personenbeförderungsge-
setz oder den auf Grund dieses Geset-
zes erlassenen Rechtsvorschriften, 

 

3. nach dem Güterkraftverkehrsgesetz 
oder den auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsvorschriften, 

 

4. nach dem Gesetz über die Beförde-
rung gefährlicher Güter oder den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften 

 

werden gemäß § 30 Absatz 2 des Straßen-
verkehrsgesetzes die auf Grund des § 28 
Absatz 3 Nummer 1 bis 3 des Straßenver-
kehrsgesetzes nach § 59 Absatz 1 dieser 
Verordnung gespeicherten Daten übermit-
telt. 

 



 - 4 - Bearbeitungsstand: 12.11.2026  15:45 

Bestandsrecht Neues Recht 

(4) Für Verkehrs- und Grenzkontrollen 
gemäß § 30 Absatz 3 des Straßenver-
kehrsgesetzes werden die auf Grund des § 
28 Absatz 3 Nummer 1, sofern die Entzie-
hung der Fahrerlaubnis, eine isolierte 
Sperre oder ein Fahrverbot angeordnet 
wurde, Nummer 2, 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa, Buchstabe b und Nummer 4 
bis 9 des Straßenverkehrsgesetzes nach § 
59 Absatz 1 dieser Verordnung gespeicher-
ten Daten übermittelt. 

(4) Für Verkehrs- und Grenzkontrollen 
gemäß § 30 Absatz 3 des Straßenver-
kehrsgesetzes werden die auf Grund des 
§ 28 Absatz 3 Nummer 1, sofern die Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis, eine isolierte 
Sperre oder ein Fahrverbot angeordnet 
wurde, Nummer 2, 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa, Buchstabe b und d und 
Nummer 4 bis 9 des Straßenverkehrsge-
setzes nach § 59 Absatz 1 dieser Verord-
nung gespeicherten Daten übermittelt. 

(5) Für luftverkehrsrechtliche Maß-
nahmen nach § 30 Absatz 4 des Straßen-
verkehrsgesetzes, schiffsverkehrsrechtli-
che Maßnahmen nach § 30 Absatz 4a des 
Straßenverkehrsgesetzes und eisenbahn-
verkehrsrechtliche Maßnahmen nach § 30 
Absatz 4b des Straßenverkehrsgesetzes 
werden die auf Grund des § 28 Absatz 3 
Nummer 1 bis 9 des Straßenverkehrsge-
setzes nach § 59 Absatz 1 dieser Verord-
nung gespeicherten Daten übermittelt. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Im Rahmen des § 30 Absatz 7 des 
Straßenverkehrsgesetzes werden die auf 
Grund des § 28 Absatz 3 Nummer 1 bis 9 
des Straßenverkehrsgesetzes nach § 59 
Absatz 1 dieser Verordnung gespeicherten 
Daten  

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. für Verwaltungsmaßnahmen auf dem 
Gebiet des Straßenverkehrs den Stra-
ßenverkehrsbehörden und 

 

2. für die Verfolgung von Zuwiderhand-
lungen gegen Rechtsvorschriften auf 
dem Gebiet des Straßenverkehrs oder 
für die Verfolgung von Straftaten den 
Polizei- und Justizbehörden 

 

unmittelbar übermittelt, wenn nicht der 
Empfängerstaat mitgeteilt hat, dass andere 
Behörden zuständig sind. 
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Zivilprozessordnung Zivilprozessordnung 

( - ZPO) 
vom: 12.09.1950 - zuletzt geän-
dert Art. 2 G v. 22.12.2025 I Nr. 

349 
Änderung durch Art. 3 G v. 

20.5.2026 I Nr. 152 

( - ZPO) 
vom: 12.09.1950 - zuletzt geän-
dert Art. 2 G v. 22.12.2025 I Nr. 

349 
Änderung durch Art. 3 G v. 

20.5.2026 I Nr. 152 

§ 850a § 850a 

Unpfändbare Bezüge u n v e r ä n d e r t  

Unpfändbar sind   

1. zur Hälfte die für die Leistung von 
Mehrarbeitsstunden gezahlten Teile 
des Arbeitseinkommens; 

 

2. die für die Dauer eines Urlaubs über 
das Arbeitseinkommen hinaus gewähr-
ten Bezüge, Zuwendungen aus Anlass 
eines besonderen Betriebsereignisses 
und Treugelder, soweit sie den Rah-
men des Üblichen nicht übersteigen; 

 

3. Aufwandsentschädigungen, Auslö-
sungsgelder und sonstige soziale Zula-
gen für auswärtige Beschäftigungen, 
das Entgelt für selbstgestelltes Arbeits-
material, Gefahrenzulagen sowie 
Schmutz- und Erschwerniszulagen, so-
weit diese Bezüge den Rahmen des 
Üblichen nicht übersteigen; 

 

4. Weihnachtsvergütungen bis zu der 
Hälfte des Betrages, dessen Höhe sich 
nach Aufrundung des monatlichen 
Freibetrages nach § 850c Absatz 1 in 
Verbindung mit Absatz 4 auf den 
nächsten vollen 10-Euro-Betrag ergibt; 
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5. Geburtsbeihilfen sowie Beihilfen aus 
Anlass der Eingehung einer Ehe oder 
Begründung einer Lebenspartner-
schaft, sofern die Vollstreckung wegen 
anderer als der aus Anlass der Geburt, 
der Eingehung einer Ehe oder der Be-
gründung einer Lebenspartnerschaft 
entstandenen Ansprüche betrieben 
wird; 

 

6. Erziehungsgelder, Studienbeihilfen und 
ähnliche Bezüge; 

 

7. Sterbe- und Gnadenbezüge aus Ar-
beits- oder Dienstverhältnissen; 

 

8. Blindenzulagen.  
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§ 850d § 850d 

Pfändbarkeit bei Unterhaltsansprüchen Pfändbarkeit bei Unterhaltsansprüchen 

(1) Wegen der Unterhaltsansprüche, 
die kraft Gesetzes einem Verwandten, dem 
Ehegatten, einem früheren Ehegatten, dem 
Lebenspartner, einem früheren Lebens-
partner oder nach §§ 1615l, 1615n des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs einem Elternteil 
zustehen, sind das Arbeitseinkommen und 
die in § 850a Nr. 1, 2 und 4 genannten Be-
züge ohne die in § 850c bezeichneten Be-
schränkungen pfändbar. Dem Schuldner ist 
jedoch so viel zu belassen, als er für sei-
nen notwendigen Unterhalt und zur Erfül-
lung seiner laufenden gesetzlichen Unter-
haltspflichten gegenüber den dem Gläubi-
ger vorgehenden Berechtigten oder zur 
gleichmäßigen Befriedigung der dem Gläu-
biger gleichstehenden Berechtigten bedarf; 
von den in § 850a Nr. 1, 2 und 4 genannten 
Bezügen hat ihm mindestens die Hälfte des 
nach § 850a unpfändbaren Betrages zu 
verbleiben. Der dem Schuldner hiernach 
verbleibende Teil seines Arbeitseinkom-
mens darf den Betrag nicht übersteigen, 
der ihm nach den Vorschriften des § 850c 
gegenüber nicht bevorrechtigten Gläubi-
gern zu verbleiben hätte. Für die Pfändung 
wegen der Rückstände, die länger als ein 
Jahr vor dem Antrag auf Erlass des Pfän-
dungsbeschlusses fällig geworden sind, 
gelten die Vorschriften dieses Absatzes in-
soweit nicht, als nach Lage der Verhält-
nisse nicht anzunehmen ist, dass der 
Schuldner sich seiner Zahlungspflicht ab-
sichtlich entzogen hat. 

(1) Wegen der Unterhaltsansprüche, 
die kraft Gesetzes einem Verwandten, dem 
Ehegatten, einem früheren Ehegatten, dem 
Lebenspartner, einem früheren Lebens-
partner oder nach §§ 1615l, 1615n des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs einem Elternteil 
zustehen, sind das Arbeitseinkommen und 
die in § 850a Nummer 1, 2 und 4 genann-
ten Bezüge ohne die in § 850c bezeichne-
ten Beschränkungen pfändbar. Dem 
Schuldner ist jedoch so viel zu belassen, 
als er für seinen notwendigen Unterhalt 
und zur Erfüllung seiner laufenden gesetzli-
chen Unterhaltspflichten gegenüber den 
dem Gläubiger vorgehenden Berechtigten 
oder zur gleichmäßigen Befriedigung der 
dem Gläubiger gleichstehenden Berechtig-
ten bedarf; von den in § 850a Nummer 1 
genannten Bezügen hat ihm mindestens 
die Hälfte des nach § 850a unpfändbaren 
Betrages zu verbleiben. Der dem Schuld-
ner hiernach verbleibende Teil seines Ar-
beitseinkommens darf den Betrag nicht 
übersteigen, der ihm nach den Vorschriften 
des § 850c gegenüber nicht bevorrechtig-
ten Gläubigern zu verbleiben hätte. Für die 
Pfändung wegen der Rückstände, die län-
ger als ein Jahr vor dem Antrag auf Erlass 
des Pfändungsbeschlusses fällig geworden 
sind, gelten die Vorschriften dieses Absat-
zes insoweit nicht, als nach Lage der Ver-
hältnisse nicht anzunehmen ist, dass der 
Schuldner sich seiner Zahlungspflicht ab-
sichtlich entzogen hat. 

(2) Mehrere nach Absatz 1 Berech-
tigte sind mit ihren Ansprüchen in der Rei-
henfolge nach § 1609 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und § 16 des Lebenspartner-
schaftsgesetzes zu berücksichtigen, wobei 
mehrere gleich nahe Berechtigte unterei-
nander den gleichen Rang haben. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Bei der Vollstreckung wegen der in 
Absatz 1 bezeichneten Ansprüche sowie 
wegen der aus Anlass einer Verletzung des 
Körpers oder der Gesundheit zu zahlenden 
Renten kann zugleich mit der Pfändung 
wegen fälliger Ansprüche auch künftig fällig 
werdendes Arbeitseinkommen wegen der 
dann jeweils fällig werdenden Ansprüche 
gepfändet und überwiesen werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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[…] 


